
Quellenschutz  auf  Abruf?  –
Wenn  der  Beschuldigtenstatus
zum  Einfallstor  für
Beweiserhebungen wird
Im Strafverfahren zum Einsatz einer Suizidkapsel im Kanton
Schaffhausen wurden die Geräte einer Journalistin, die den
Vorgang  vor  Ort  dokumentierten  wollte,  sichergestellt.  Im
anschliessenden  Entsiegelungsverfahren  war  strittig,  ob  auf
die Daten der Journalistin zugegriffen werden darf oder ob der
Quellenschutz greift. Das Bundesgericht kam im besprochenen
Urteil zum Schluss, dass der Quellenschutz hier nicht greife,
weil  die  Journalistin  im  gleichen  Sachzusammenhang
beschuldigte Person sei. Der Autor bemängelt, dass damit der
Quellenschutz von einer Vorfrage abhängig gemacht werde, die
im Strafverfahren sehr früh und auf vergleichsweise dünner
Tatsachengrundlage beantwortet werde. Der Quellenschutz könne
so  faktisch  dadurch  ausgeschaltet  werden,  dass
Medienschaffende in den Beschuldigtenstatus versetzt würden.
Wenn Medienschaffende nahe am Geschehen arbeiteten, bewegten
sie sich zwangsläufig in einer Grauzone. Deshalb sei es in der
Praxis entscheidend, jede Form von Mitwirkung zu vermeiden,
die  als  Unterstützung  oder  Beteiligung  an  einer  Straftat
interpretiert werden könnte.
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